
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Zum 12. Mal hatte der Kumpelverein im letzten 
Herbst den Jugendwettbewerb „Die Gelbe Hand“ 
ausgeschrieben. Ob Berufsschülerinnen und Be-
rufsschüler, Auszubildende oder junge Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter – die Jugend 
war wieder dazu aufgerufen, sich am Wettbewerb 
zu beteiligen und mit kreativen Projekten und Ak-
tionen, ein Zeichen gegen Rassismus und für ein 
solidarisches Miteinander zu setzen. Am 16. Janu-
ar dieses Jahres endete die Einsendefrist für die 
Projekte. Ergebnis: Rund 40 Projekte von Jugend-
lichen, Azubis, Schülerinnen und Schülern aus 
dem gesamten Bundesgebiet wurden eingereicht 
und weitere sechs Projekte gingen im Rahmen 
des Ideenwettbewerbs ein. Eine Kategorie, bei der 
erstmalig auch Konzepte und Ideen für Aktionen 
prämiert werden, die dann der Kumpelverein ge-
meinsam mit den Jugendlichen im Laufe des Jah-
res umsetzen wird. Insgesamt zeugen die rund 50 
Projekte von einem starken Engagement der Ju-
gend im Bereich Antirassismus. Für den Vorsitzen-
den des Kumpelvereins, Giovanni Pollice, ist das 
ein wichtiges Signal: „Dass gerade die Jugend sich 
so stark engagiert und Ideen entwickelt, wie wir 
als Gesellschaft in Vielfalt und Akzeptanz zusam-
menleben wollen, macht große Hoffnung für die 
Zukunft. Das wollen wir mit diesem Wettbewerb 
als gewerkschaftlicher Verein fördern und so ei-
nen Beitrag zur Stärkung der Demokratie leisten.“ 
Jetzt gilt es die besten Projekte auszuwählen und 
zu prämieren. Die Jury wird es in ihrer Sitzung am 
16. Februar bei all der Kreativität nicht einfach ge-
habt haben. In der Jury vertreten sind in diesem 

Demonstration nach rechten Brandanschlägen 

Gewerkschaften gegen 
rechte Gewalt
Findet endlich die Tä-
ter! Das war die zent-
rale Forderung einer 
Kundgebung gegen 
rechten Terror am 
Samstag den 3. Febru-
ar in Berlin-Neukölln. 
Nachdem Brandstifter 
zwei Tage zuvor die 
Autos des Bezirkspo-
litikers der Linken, Fe-
rat Kocak, in Britz und 
des Buchhändlers Heinz Ostermann in Rudow 
angezündet hatten, kamen rund 300 Menschen 
vor das Neuköllner Rathaus, um Solidarität mit 
den Angegriffenen zu zeigen. Darunter auch viele 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter. Die 
Brandanschläge stellten keine Einzelfälle dar: In 
den vergangenen Jahren verübten unbekannte 
Täter in Neukölln immer wieder Brandanschlä-
ge auf Büros von Politikern und Häuser anderer 
politisch engagierter Menschen. Die Anschläge 
wurden häufig Neonazis zugeordnet. Die Kri-
minalpolizei setzte bereits im Januar 2017 eine 
Ermittlungsgruppe ein. Parallel arbeitete eine 
Einsatzgruppe REX (Rechtsextremismus) bei 
der Neuköllner Polizeidirektion. Größere Fahn-
dungserfolge blieben bisher jedoch aus. Auch 
jetzt seien zwei Tatverdächtige aus der rechten 
Szene vernommen worden. Sie seien jedoch wie-
der auf freiem Fuß. Ferat Kocak wandte sich auf 
der Demo direkt an die Brandstifter: „Du hoffst, 
einen Aktivisten einzuschüchtern. Aber du hast 
Tausende Aktivisten gegen rechts erst aufge-
weckt.“ Die Gewerkschaften sind wach - und sie 
stehen solidarisch zu den Opfern rechter Gewalt.

Jahr Elke Hülsmann vom 
DGB Bildungswerk NRW, 
Eric Schley, Bezirksjugend-
sekretär DGB Jugend NRW, 
Jeanine Weigel, Bezirks-
jugendsekretärin DGB Ju-
gend Nord, Regina Karsch, 
für Migration zuständige 
Abteilungsleiterin der IG 
BCE, Dagmar Kaselitz, In-
tegrationsbeauftragte der 
Landesregierung Meck-
lenburg-Vorpommern, Dr. 
Sebastian Kohlmann, zu-
ständiger Referent für den Bereich Demokratie-
förderung im Bundesfamilienministerium,  David 
Mintert, Geschäftsführer von Arbeit und Leben 
NRW und Dr. Klaudia Tietze, Geschäftsführerin 
des Kumpelvereins. Die Preisverleihung des Wett-
bewerbs findet am 19. März in Schwerin statt. Die 
Preise werden überreicht von der diesjährigen 
Schirmfrau des Wettbewerbs, der Ministerpräsi-
dentin des Landes Mecklenburg-Vorpommern, 
Manuela Schwesig, sowie vom IG BCE- Vorstands-
mitglied, Petra Reinbold-Knape, die den verhin-
derten Schirmherrn Michael Vassiliadis, Vorsitzen-
der der IG BCE, vertritt, sowie vom Vorsitzenden 
des Kumpelvereins, Giovanni Pollice.

Mehr Infos zum diesjährigen Wettbewerb findet 
ihr unter:
https://www.gelbehand.de/setz-ein-zeichen/
wettbewerb-aktuell/

Starkes Engagement der Jugend    
Wettbewerb „Die Gelbe Hand 2017/18“
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Wer sind wir?
Der gewerkscha� liche Verein Mach‘ meinen Kumpel nicht 
an! – für Gleichbehandlung, gegen Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus e.V. tritt für gleiche Rechte für alle ein. Seit seiner 
Gründung vor über 30 Jahren engagiert er sich gegen Frem-
denfeindlichkeit, Rassismus und Rechtsextremismus. Damit ist 
der Verein eine der ältesten antirassistischen Organisationen 
in Deutschland. Sein Schwerpunkt liegt in der aufklärenden 
und präventiven Tätigkeit. Er unterstützt Jugendliche und Er-
wachsene in ihrem sozialen und politischen Engagement gegen 
Rassismus und für ein interkulturelles Miteinander.

Wettbewerb „Die Gelbe Hand“
Bereits zum zwöl� en Mal schreibt der Verein Mach‘ meinen 
Kumpel nicht an! – für Gleichbehandlung, gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus e.V.  den Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ 
aus: „Wir rufen Euch dazu auf, Beiträge gegen Ausgrenzung, 
Rassismus und für die Gleichberechtigung in der Arbeitswelt 
einzusenden. Macht mit und beteiligt Euch!“

Mach‘ meinen Kumpel nicht an! – für Gleichbehandlung, 
gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus e.V.
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Organisatorisches
Wer kann mitmachen?
Teilnehmen können Gewerkscha� sjugend, Schülerinnen und 
Schüler an Berufsschulen/-kollegs und alle Jugendlichen, 
die sich derzeit in einer beruflichen Ausbildung befinden 
– aus dem ganzen Bundesgebiet. Zum Beispiel: Azubis 
eines Jahrgangs mit ihren Ausbilderinnen und Ausbildern, 
Klassenverbände an Berufsschulen und überbetrieblichen 
Ausbildungszentren mit ihren Lehrerinnen und Lehrern, 
Arbeits- und Projektgruppen an Berufsschulen, in Betrieben 
und Verwaltungen, Jugend- und Ausbildungsvertretungen 
(JAV), gewerkscha� liche Gruppen oder Initiativen.

Welche Beiträge werden gesucht?
Gesucht werden Beiträge, die im Jahr 2017 (bis 16. Januar 
2018) entstanden sind und bei keinem Wettbewerb prämiert 
wurden. Die Darstellungsform ist frei.
In der neuen Kategorie Ideenwettbewerb suchen wir Beiträ-
ge, die ein Konzept oder Idee beschreiben und im Jahr 2018 
umgesetzt werden. Die beste Idee wird mit 500 € prämiert 
und deren Umsetzung bei der Preisverleihung 2019 vorge-
stellt. Der Kumpelverein unterstützt die GewinnerInnen bei 
der Umsetzung.

Was ist bei den Urheberrechten zu beachten?
Die Teilnehmenden versichern, dass sie über alle Rechte am 
eingereichten Beitrag verfügen und der Beitrag frei von Rech-
ten Dritter ist sowie bei der Darstellung von Personen keine 
Persönlichkeitsrechte verletzt werden. Weitere Infos zum 
Urheberrecht enthalten unsere Teilnahmebedingungen.

In welcher Form soll der Beitrag eingereicht werden?
Der Beitrag ist in Original und in elektronischer Form zusam-
men mit dem ausgefüllten Anmeldeformular einzureichen.

Teilnahmebedingungen
Die vollständigen Teilnahmebedingungen, alle Infos zur 
Einsendung, zum Urheberrecht, die Anmeldeformulare usw. 
findet Ihr unter: www.gelbehand.de/wettbewerb

Wer entscheidet?
Die Gewinnerinnen und Gewinner des Wettbewerbes werden 
durch eine Jury ermittelt.

Preisverleihung
Die Preisverleihung findet im März 2018 in Schwerin statt.
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Aktiv gegen Rassismus und 
Rechtsextremismus in der Arbeitswelt

100 % Menschenwürde – 
Zusammen gegen Rassismus    
Internationale Wochen gegen Rassismus vom 12. bis zum 25. März 

Auch in diesem Jahr finden rund um den von 
der UN ausgerufenen Internationalen Tag ge-
gen Rassismus am 21. März die Aktionswochen 
vom 12. bis zum 25. März statt. Bundesweit 
werden in diesen zwei Wochen Veranstaltun-
gen, Workshops und öffentliche Aktionen ge-
gen Rassismus, für Vielfalt und Menschenrech-
te durchgeführt. Die 2015 gegründete „Stiftung 
für die Internationalen Wochen gegen Rassis-
mus“ koordiniert und bündelt die Aktivitäten. 
Im Stiftungsrat ist, neben dem ehemaligen 
DFB-Präsidenten Theo Zwanziger, Claudia 
Roth, Vizepräsidentin des Bundestags, sowie 
Romani Rose, Vorsitzender des Zentralrats 
Deutscher Sinti und Roma, auch der Vorsitzen-
de des Kumpelvereins, Giovanni Pollice, ver-
treten. Der DGB, die Mitgliedsgewerkschaften 
und der Kumpelverein gehören zu den über 70 
Partnerorganisationen, die die Wochen gegen 
Rassismus unterstützen und selbst zahlreiche 
Veranstaltungen durchführen. Hintergrund der 
Aktionswochen ist das Massaker von Sharpe-
ville am 21. März des Jahres 1960. Rund 7000 
Menschen demonstrierten im südafrikani-
schen Sharpeville gegen die diskriminieren-
den Passgesetze des Apartheid-Regimes. Die 
Situation eskalierte und die Polizei schoss in 

die Menge. 69 Menschen wurden getötet. Als 
Gedenktag an das Massaker von Sharpeville 
wurde sechs Jahre später der 21. März von der 
UN zum „Internationalen Tag zur Überwindung 
von rassistischer Diskriminierung“ ausgerufen. 
Dieses Jahr findet am 21. März u.a. im ver.di-
Hauptsitz in Berlin die Veranstaltung „Nichts 
ist vergessen und niemand - Abendveranstal-
tung mit Ibrahim Arslan, Überlebender des 
rassistischen Anschlags in Mölln 1992“ (18:30 
Uhr) statt. Die IG Metall lädt ebenfalls am 21. 
März im Frankfurter Main Forum zur Diskussi-
on „Vielfalt funktioniert!“ ein. Aus der positiven 
Frankfurter Perspektive diskutieren das The-
ma Christiane Benner, die Zweite Vorsitzende 
der IG Metall, Oberbürgermeister Peter Feld-
mann, Fredi Bobic, Sportdirektor bei Eintracht 
Frankfurt und Jagoda Marinic, Schriftstellerin 
und Migrationsexpertin. Beginn ist 18 Uhr. Im 
Bildungszentrum der IG BCE in Haltern am 
See findet schon am 14. März ab 16 Uhr mit IG 
BCE-Vorstandsmitglied Petra Reinbold-Knape 
eine Veranstaltung zur Charta der Vielfalt statt. 
Mehr Informationen zu den Veranstaltungen 
im Rahmen der Aktionswochen findet ihr un-
ter: http://internationale-wochen-gegen-ras-
sismus.de/
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In kaum einem EU-Mitgliedsland sind Gewerkschaf-
ten derart schwach wie in Polen. Eine Folge daraus: 
Der Fokus liegt auf den Kernaufgaben, progressive 
Gesellschaftspolitik gerät ins Hintertreffen.
Als vergangenen Juli Zehntausende Gegner der 
Justizreformen der national-konservativen PiS-Re-
gierung die Straßen in Polens Großstädten domi-
nierten, fiel auch der Name Piotr Duda. Schämen 
solle er sich, skandierten Redner – für seine Unter-
stützung einer Partei, die die mühsam erkämpfte 
Demokratie in Polen aushöhle.
Duda, nicht verwandt mit dem gleichnamigen 
Staatspräsidenten, ist seit 2010 Chef beim größten 
Gewerkschaftsbund Solidarnosc (deutsch: Solida-
rität). Dessen PiS-Nähe ist in Polen kein Geheimnis. 
Piotr Duda ist ein enger Vertrauter von Parteichef 
Jaroslaw Kaczynski, weltanschaulich sehen sich 
die zumeist katholisch-konservativen Mitglieder 
im Einklang mit der Partei. Dazu gehört auch die 
Unterstützung der restriktiven Warschauer Asylpo-
litik. Bis heute weigert sich die Regierung, Kriegs-
flüchtlinge aus dem Nahen Osten ins Land zu las-
sen, allen Brüsseler Sanktionsszenarien zum Trotz. 
Besonders im Wahlkampf 2015 griff die PiS dabei 
mitunter zu Slogans, die die Grenze zum Rassismus 
offen überschritten – als etwa Jaroslaw Kaczynski 
behauptete, Flüchtlinge würden „Krankheiten und 
Parasiten“ ins Land tragen. 
Dieser Art von Rhetorik hat sich Solidarnosc-Chef 
Duda zwar nicht schuldig gemacht. Dass er von 
einer EU-weiten Verteilung Asylsuchender nicht 

viel hält, hat er dennoch mehrfach betont. Eine 
Haltung, die gesellschaftlich bislang konsensfä-
hig ist. Auf weitgehend taube Ohren stieß deshalb 
ein Appell des zweitgrößten polnischen Gewerk-
schaftsbundes OPZZ, sich einer liberalen Asylpolitik 
zumindest einen Spalt weit zu öffnen. Differenzen 
haben sich zwischen Solidarnosc und OPZZ (wie 
auch dem drittgrößten Bund Forum ZZ) ebenso bei 
den Justizreformen offenbart. Die Exekutive werde 
künftig zu viel Einfluss auch auf die polnischen Ar-
beitsgerichte haben, warnt etwa OPZZ-Berater Pio-
tr Szumlewicz. Ähnliches war von der Solidarnosc-
Führung bislang nicht zu vernehmen. 
Die mitunter scharfe Konkurrenz der Bünde unter-
einander legt eine Grundschwäche der polnischen 
Gewerkschaften bloß. Deren enormer Pluralismus 
(ca. 25.000 Einzelgewerkschaften gibt es in Po-
len) verhindert einen effektiveren Einfluss. Hinzu 
kommt eine geringe Mitgliedsquote: Nur gut 12 % 
der polnischen Beschäftigten gehören einer Ge-
werkschaft an. In der EU zählt das Land damit zu 
den Schlusslichtern. Die Grundlage dafür wurde 
schon ab 1989 gelegt. Mit dem Wechsel zur Markt-
wirtschaft hielten viele arbeitgeberfreundliche 
Elemente Einzug, die bis heute tief verankert sind. 
Dazu gehört eine Vielzahl prekärer Arbeitsverträge, 
deren Inhaber sich oft nicht gewerkschaftlich enga-
gieren dürfen. Die Solidarnosc brachte diese Refor-
men als Teil der ersten postkommunistischen Re-
gierungen mit auf den Weg. Trotz ihres historischen 
Beitrags zum politischen Wandel in Polen schwand 
damit das Ansehen der Solidarnosc und der Ge-

Solidarität im Niedergang  
von Peter Sawicki, Moderator und Redakteur beim DLF, u.a. mit Themenschwerpunkt Polen 
Gelbe-Hand-Thema „Europa“: Gewerkschaften in Polen

Politische Bildung mit Stipendiatinnen und Stipendiaten  
Zusammenarbeit mit der Friedrich-Ebert-Stiftung

werkschaften an sich. Hinzu kam eine zunehmen-
de Individualisierung der Gesellschaft. 2010 kon-
statierte der langjährige Solidarnosc-Funktionär 
Jerzy Borowczak: „Es gibt keine Solidarität mehr.“ 
Diese Erkenntnis war also im doppelten Wortsinn 
zu verstehen. Die in großen Teilen arbeitnehmer-
feindliche Politik von Donald Tusk und der liberal-
konservativen "Bürgerplattform" hat im Folgenden 
zum PiS-Wahlerfolg 2015 mitbeigetragen. Die PiS-
Regierung setzte danach einige sozialpolitische 
Versprechen um (mehr Kindergeld, höherer Min-
destlohn, Herabsenkung des Renteneintrittsalters) 
- das allerdings, erklärt Bastian Sendhardt vom 
Wahrschauer Büro der der Friedrich-Ebert-Stiftung, 
sei eine Geste direkt an die Wählerklientel gewe-
sen, und weniger eine Reaktion auf gewerkschaft-
liche Forderungen. Soll heißen: Aktuell verfügt die 
Solidarnosc zwar mit der PiS über einen Partner in 
der Regierung. Größerer Einfluss der Gewerkschaf-
ten geht damit aber nicht einher. Zu sehen war das 
etwa bei der Bildungsreform der Regierung, die die 
Rückkehr zu einem autoritären Unterrichtsstil be-
deuten könnte – und die gegen den Widerstand der 
vergleichsweise starken Lehrergewerkschaft ZNP 
durchgedrückt wurde. Für die polnischen Gewerk-
schaften bedeutet das: Auf absehbare Zeit wird der 
Fokus auf den Kernaufgaben liegen. Progressive 
gesellschaftspolitische Akzente dürften weiterhin 
kürzer treten.
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sowie wirtschaftsnahen und gewerkschafts-
nahe Orientierung (Hans-Böckler-Stiftung) die 
gesellschaftliche Vielfalt abbilden und Engage-
ment in und für einen lebendigen politischen 
Pluralismus vermitteln. Ein Prozent der Studie-
renden in Deutschland erhalten ein Stipendium 
von einer dieser Stiftungen. Die zweitälteste 
Stiftung ist die der sozialdemokratischen Partei 
nahestehende Friedrich-Ebert-Stiftung. Sie be-
treute und finanzierte im Jahr 2016 über 2100 
Studierende.

„Ich wusste lange nicht, wie ich mich engagie-
ren könnte, aber die Gelbe Hand ist eine tolle 
und wichtige Initiative – ich werde mich in der 
antirassistischen Arbeit einbringen“, erklärte 
eine junge Stipendiatin der Friedrich-Ebert-
Stiftung sichtlich motiviert nach einem Vortrag 
des Gelbe-Hand-Redakteurs Marco Jelic in 
Bonn. Seit letztem Jahr ist ein Workshop der 
Gelben Hand fester Bestandteil des einführen-
den Grundlagenseminars für Stipendiatinnen 
und Stipendiaten in der Studienförderung der 
sozialdemokratischen Friedrich-Ebert-Stiftung. 
Rund 50 junge Studierende nahmen jeweils 
an den Einführungsseminaren teil, die in re-
gelmäßigen Abständen mehrere Male im Jahr 
stattfinden. Im eineinhalbstündigen Workshop 
mit einem Referenten der Gelben Hand geht 
es zum einem darum, die Arbeit des gewerk-
schaftlichen Kumpelvereins vorzustellen. In ei-
nem zweiten Teil beschäftigt sich der Workshop 
inhaltlich mit der rechtsextremen Jugendgrup-
pierung der Identitären Bewegung. Das ideolo-
gische, rechtextreme Fundament, die Kampa-

gnen und Öffentlichkeitsstrategien in sozialen 
Medien sowie die Vernetzung in die neu-rechte 
Szene werden den Stipendiatinnen und Sti-
pendiaten aufgezeigt, um sie in der Hinsicht zu 
sensibilisieren. Denn Mitglieder der Identitären 
Bewegung verbreiten immer wieder an Univer-
sitäten mit Störaktionen und rechten Aufkle-
bern ihr völkisches Gedankengut. Anhand eines 
Fallbeispiels sollen die Studierenden der Fried-
rich-Ebert-Stiftung dann selbst Gegenstrategi-
en erarbeiten. „Für uns als gewerkschaftlicher 
Verein gegen Rassismus ist es wichtig, junge 
Menschen mit politischer Bildung zu erreichen, 
um sie zu motivieren, sich für Demokratie und 
Vielfalt stark zu machen. Daher ist es eine tolle 
Möglichkeit mit einer großen Stiftung wie der 
FES zusammenzuarbeiten, die ebenso wie wir 
für Demokratie, Solidarität und Gerechtigkeit 
steht“, erklärt die Geschäftsführerin der Gelben 
Hand, Dr. Klaudia Tietze. 
In Deutschland gibt es 13 Begabtenförderungs-
werke, die mit ihrer unterschiedlichen religiö-
sen, parteipolitischen, politisch unabhängigen 

Workshop mit StipendiatInnen der FES in Bonn



Für Solidarität, gegen rechte Spaltung
Rechte Listen bei Betriebsratswahlen

Sozial- und Betriebslotsen für Geflüchtete 
EVG unterstützt aktiv das Bahn-Projekt „Integration Schiene“

„Das neue Rot ist blau“ - damit wirbt die Arbeit-
nehmerplattform der AfD, AiDa, schon länger 
um die Stimmen der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Lange Zeit gehörte Arbeitneh-
mer- und Sozialpolitik zur Minderheitenmeinung 
innerhalb der AfD, denn die Partei vertritt immer 
noch im Kern neoliberale Standpunkte. Doch die 
Zeiten scheinen sich zu wandeln. Die Neue Rech-
te hat ein Potential innerhalb der Arbeitnehmer-
schaft erkannt und drängt in die Betriebe. Ihr 
nächstes Ziel: Die Betriebsratswahlen im März. 

Vom 1. März bis 31. Mai finden in diesem Jahr 
bundesweit Betriebsratswahlen statt. 180 000 
Betriebsräte werden neu gewählt. Zu befürch-
ten ist eine Mobilisierung neu-rechter, AfD-
naher Gruppierungen durch rechte Listen in 
den Betrieben. Laut dem Vorsitzenden des 
DGB, Reiner Hoffmann, handle es sich um 
ein Randphänomen, man beobachte die Ent-
wicklung aber genau. „Dass einige Ideologen 
mit törichten Parolen die Betriebsratswahlen 
für sich instrumentalisieren, ist nicht weiter 
überraschend“, erklärte Hoffmann in einem 
Interview Ende letzten Jahres gegenüber dem 
„Redaktionsnetzwerk Deutschland“. Die Be-
triebsräte der DGB-Gewerkschaften seien dem 
gewachsen. „Die anderen haben nichts im Rü-
cken. Ihre Initiativen werden wie Seifenblasen 
zerplatzen - wegen Unfähigkeit“, und verwies 
darauf, dass rechte Akteure lediglich auf Spal-
tung aus seien: „Die rechten Dünnbrettbohrer 
am Rande wissen nicht, was eine richtige Ge-
werkschaft ist und wollen auch keine Interes-

senvertretung der Beschäftigten, sondern Be-
legschaften spalten.“
Einer dieser Akteure am rechten Rand ist Oliver 
Hilburger, Betriebsrat bei Daimler in Untertürk-
heim. Er gründetet die „alternative“ rechte Ge-
werkschaft „Zentrum Automobile“ und holte 
damit bei den letzten Betriebsratswahlen 10 
Prozent. Hilburger war lange Jahre Mitglied der 
rechtextremen Rockband „Noie Werte“. Und er 
ist mittlerweile bestens vernetzt in die neu-
rechte Szene um den thüringischen AfD-Lan-
desvorsitzenden Björn Höcke und den Chef des 
rechten Magazins „Compact“, Jürgen Elsässer. 
Hilburger war Ende November in Leipzig einer 
der Hauptredner auf dem Compact-Kongress. 
Ziel der Neuen Rechten, so scheint es, ist es, den 
Arm in die Betriebe zu bekommen. Ihr Vorbild 
ist die rechtsextreme Partei „Front National“ 
in Frankreich, die mit ihrer Losung „national 
und sozial“ Erfolge im traditionellen Arbeiter-
milieu feiert. Jürgen Elsässer sagte auf seinem 
Kongress: „Wir eröffnen eine neue Front zur 
nationalen und sozialen Befreiung des Volkes. 
Alle Räder stehen still, wenn mein blauer Arm 
es will.“ Blau ist die Farbe der AfD. Unterstützt 
wird das Zentrum Automobile auch von der 
selbsternannten Bürgerinitiative „Ein Prozent“, 
einem rechten Kampagnennetzwerk, das es 
sich zum Ziel gemacht hat, die Entstehung von 
„patriotischen“ Listen und Betriebsräten zu 
unterstützen. Die DGB-Gewerkschaften könn-
ten laut dem Vorsitzenden Reiner Hoffmann 
dennoch selbstbewusst sein. Derzeit seien 
75 bis 80 Prozent der gewählten Betriebsräte 

in einer DGB-Ge-
werkschaft organi-
siert. Die Beschäf-
tigten wüssten 
genau, was die 
Betriebsräte leis-
teten. „Sie sorgen 
für vernünftige 
A r b e i t s z e i t e n , 
Schichtpläne und 
die Einhaltung von 
Tarifverträgen“, 
so Hoffmann. Bei 
Arbeitnehmern in Unternehmen mit Tarifver-
trägen und Betriebsrat sei die Zustimmung zur 
AfD deutlich geringer als anderswo. Auch Gio-
vanni Pollice, Vorsitzender der Gelben Hand, 
appelliert, diesen Tendenzen als Gewerk-
schafterin und Gewerkschafter selbstbewusst 
entgegenzutreten: „Wir brauchen eine starke, 
gewerkschaftliche, demokratische Interessen-
vertretung im Betrieb. Den rechten Spaltern, 
Hetzern und Rassisten setzen wir unsere Kom-
petenz und unsere Werte entgegen. Wir stehen 
für Demokratie, Solidarität und Vielfalt. Jede 
und jeder ist jetzt aufgerufen, für diese Werte 
aktiv einzutreten“
Mehr über Hintergründe, neurechte Strukturen 
und rechtspopulistische Strategien findet ihr im 
Buch „Von Biedermännern und Brandstiftern“, 
das der Kumpelverein mitherausgegeben hat: 
http://www.vsa-verlag.de/nc/buecher/detail/
artikel/von-biedermaennern-und-brandstif-
tern/

Im Jahr 2016 hatten sich 19 engagierte Part-
ner aus der Eisenbahnbranche, verschiedene 
Unternehmen wie u.a. die Deutsche Bahn, 
aber auch die Eisenbahn- und Verkehrsgewerk-
schaft EVG, zum Projekt „Integration Schiene“ 
zusammengeschlossen. Das Ziel ist es, gemein-
sam dazu beizutragen, dass die Menschen, die 
nach Deutschland kommen, gut in den Arbeits-
markt und ihr soziales Umfeld integriert wer-
den. Die Möglichkeiten der Eisenbahnbranche 
sind breit gefächert und reichen von konkreten 
Ausbildungs- oder Arbeitsplatzangeboten bis 
hin zu gemeinsamen Kultur- und Sportaktivi-
täten. Bei der Stiftung Bahn-Sozialwerk (BSW) 
wurde eigens eine Koordinierungsstelle einge-
richtet, die die Projektpartner bei der Integrati-
on von Geflüchteten begleitet und unterstützt. 
Die EVG war eine der treibenden Kräfte bei 
der Konstituierung des Projekts „Integration 
Schiene“. „Wir wollen damit zum einen unse-
rer gesellschaftspolitischen Verantwortung 
gerecht werden, zum anderen sehen wir in  
dem Projekt die Möglichkeit, dem Fachkräf-
temangel durch Integration von Flüchtlingen 
entgegenzuwirken“, erklärt Cigdem Kaya, die 
für Projektkoordination zuständige Gewerk-
schaftssekretärin der EVG. Damit die berufliche 
Integration mit der sozialen Integration Hand 
in Hand geht, wurden 2017 ehrenamtlich En-
gagierte zu Soziallotsen ausgebildet. Denn Ge-

flüchtete sind oftmals mit den Strukturen und 
Möglichkeiten in Deutschland überfordert und 
benötigen Unterstützung beim Ankommen im 
Alltag. Genau hier kommen die BSW-Soziallo-
tsen ins Spiel. Sie helfen Geflüchteten bei der 
Orientierung in der neuen Gesellschaft. Und sie 
sind somit ein maßgeblicher Erfolgsfaktor bei 
der Integration Geflüchteter in das deutsche 
(Arbeits-)leben. 
Das Soziallotsen-Projekt startete 2017 in Ham-
burg. Zunächst wurde den angehenden BSW-
Soziallotsen anhand von Beispielen aus dem 
Arbeitsalltag vermittelt, auf welche konkreten 
Probleme Geflüchtete stoßen und in welcher 
Art und Weise sie unterstützt werden können. 
Vom „gemeinsamen Kochen“ und „Sightsee-
ing in Hamburg“ über „Die Bedeutung der 
Worte erklären“ bis zur „Unterstützung bei 
Behördengängen“ evaluierten alle Teilnehmer 
im Anschluss individuelle Unterstützungsan-
gebote. Aber auch das Thema interkulturelle 
Sensibilisierung stand bei der Ausbildung zum 
Soziallotsen im Zentrum. Denn interkulturelle 
Sensibilität – auf allen Seiten – hilft, Konflikten 
vorzubeugen und eine Grundlage zur Hand-
lungsfähigkeit zu schaffen. Im nächsten Schritt 
haben die BSW-Soziallotsen in Hamburg dann 
Geflüchtete, die bei der Bahn das Qualifizie-
rungsprogramm von „Chance plus“ durchlau-
fen, an einem gemeinsamen Nachmittag im 

Sitz der Hamburger EVG kennengelernt. Ein 
reger Austausch entstand und der Sitzungs-
raum der EVG verlor schnell seinen formellen 
Charakter. „Unser Kennenlerntag war ein vol-
ler Erfolg, es gab viele gemeinsame Themen 
und Interessen, über die wir uns unterhalten 
konnten“, so Melanie Pallien, Gewerkschaftsse-
kretärin bei der EVG Nord in Hamburg und an-
gehende BSW-Soziallotsin. In einem weiteren 
Schritt ist nun die Ausbildung von Betriebslos-
ten für 2018 geplant. Diese sollen Geflüchtete 
direkt am Arbeitsplatz unterstützen und be-
gleiten. „Als Ansprechpartner im Alltag wie im 
Betrieb bieten die Sozial- und Betriebslosten 
Orientierung und Hilfestellung – ihnen kommt 
dabei eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe 
zu“, unterstreicht Cigdem Kaya von der EVG.
Wer Interesse hat, als Sozial- oder Betriebs-
loste Geflüchtete im Bahnbereich zu unter-
stützen, findet weitere Informationen und An-
sprechpartnerInnen zum Projekt „Integration 
Schiene“ unter: www.integration-schiene.de

Reiner Hoffmann, 
DGB-Vorsitzender 
(Foto: Christoph Michaelis)

SoziallotsInnen und TeilnehmerInnen der Chance 
plus-Klasse beim Kennenlerntag in Hamburg
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein

FEBRUAR 2015

„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnten wir neue Fördermitglieder gewinnen. An 
dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr für 
ihre Unterstützung.

Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure 
finanzielle und ideelle Unterstützung! 
In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch 
durch eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen 
des Stickers, durch aktives Eintreten für Gleichbehandlung, gegen Fremden-
feindlichkeit und Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 

Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuer-
lich abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquit-
tung ausgestellt. 
Wir sind für jeden Beitrag dankbar!
Vielen Dank 
Giovanni Pollice, Vorsitzender

Flüchtlinge schützen, 
Rassismus entgegentreten. 
Zweite Auflage.   
Broschüre des Monats 

„Farbe bekennen und dagegenhalten“    
Sternmarsch gegen Rechts in Cottbus – DGB federführend beteiligt 

In den letzten drei Jahren ist im Themenbereich 
„Flucht und Asyl“, aber auch bei den Entwick-
lungen rechtsextremer und rechtspopulistischer 
Akteure in Deutschland viel passiert. Um den neuesten Entwicklungen 
gerecht zu werden, erscheint nun eine zweite, überarbeitete und aktu-
alisierte Fassung unserer Publikation „Flüchtlinge schützen, Rassismus 
entgegentreten. Handreichung für Aktive in der Arbeitswelt.“ Diese Hand-
reichung zeigt Handlungsmöglichkeiten zur Beseitigung von Diskriminie-
rung und Fremdenfeindlichkeit gegenüber Flüchtlingen in der Arbeitswelt 
auf. Darüber hinaus liefert die Publikation einen Überblick über aktuel-
le Strömungen, Strategien und Behauptungen der Akteure am rechten 
Rand.
Die Handreichung gibt es zum Download auf unserer Homepage unter: 
https://www.gelbehand.de/fileadmin/user_upload/download/publikati-
onen/20171218_Handreichung_Endfassung_Web.pdf

FLÜCHTLINGE SCHÜTZEN, 
 RASSISMUS ENTGEGENTRETEN
HANDREICHUNG FÜR AKTIVE  
IN DER ARBEITSWELT

Wie mittlerweile jedes Jahr vereinten sich am 15. Febru-
ar verschiedene Cottbuser Initiativen unter dem Label 
„Cottbus bekennt Farbe“ zu einem Sternmarsch gegen 
Rechts. Über 3000 Menschen nahmen teil und setzten 
ein Zeichen für friedliches, solidarisches Miteinander. 

Die federführende Koordinierung der Aktivitäten übernahm Lothar Ju-
dith vom DGB Südbrandenburg Lausitz. Anlass des Sternmarsches ist 
das historische Gedenken an die Bombardierung von Cottbus im Zwei-
ten Weltkrieg: „Die mörderische Ideologie des Nationalsozialismus, 
Größenwahn, Rassismus und Antisemitismus haben unermessliches 
Leid über die Menschen gebracht.“, heißt es im Aufruf des Bündnisses. 
In diesem Jahr spielt aber auch die aktuelle Situation in Cottbus eine 
Rolle. Seit Beginn des Jahres hat sich die Stimmung in der Stadt ver-
schärft. An Silvester drangen unbekannte Täter in eine Flüchtlingsunter-
kunft ein und verletzten Bewohner. Mitte Januar verletzte ein syrischer 
Geflüchteter einen Gleichaltrigen mit einem Messer. Seitdem patrouil-
liert die Polizei in der Innenstadt. Anfang Februar demonstrierten rund 
3000 Flüchtlingsgegner in der Stadt, organisiert vom rechts verorteten 
Bürgerbündnis „Zukunft Heimat“. Es geht mittlerweile auch um die 
Deutungshoheit in der lebenswerten, Lausitzer Stadt. Umso mehr sei es 
wichtig, mit dem Sternmarsch ein Zeichen zu setzen gegen die rechte 
Stimmungsmache: „Wir müssen Farbe bekennen und dagegenhalten. 
Wir sind ein breites gesellschaftliches Bündnis. Das zeigt, die Mehrheit 
in Cottbus steht für Demokratie und Toleranz. Der DGB und die Gewerk-
schaften sind dabei an vorderster Front vertreten!“ 
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